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Ladenschlussgesetz (LadSchlG);   
Antrag der Stadt Bamberg auf Verlängerung der Ladenöffnungszeiten anläss-
lich der Veranstaltung „Weihnachtliches Bamberg“ am 09.12.2023 
Anlage(n): Lageplan

Die Regierung von Oberfranken erlässt fol-
genden

Bescheid:

1. Es wird im öffentlichen Interesse bewilligt,
dass alle Verkaufsstellen im Innenstadt-
bereich der Stadt Bamberg innerhalb der
Markierung im beigefügten Lageplan

am Samstag, den 09.12.2023,
in der Zeit von 20:00 bis 23:00 Uhr

zur Versorgung der Besucher anlässlich
der Veranstaltung „Weihnachtli-ches Bam-
berg“ geöffnet sein dürfen. Der räumliche
Geltungsbereich im beigefügten Lageplan
umfasst die an den rot markierten Straßen
gelegenen Verkaufsstellen. Die Bewilligung
ist durch die Stadt Bamberg in geeigneter
Weise ortsüblich bekanntzumachen. Der
als Anlage beigefügte Lageplan ist Be-
standteil des Bescheides.

2. Für diesen Bescheid werden keine Kosten
erhoben.

Gründe:

I. 
Mit Schreiben vom 20.09.2023, eingegan-
gen bei der Regierung von Oberfranken am 
28.09.2023, beantragte die Stadt Bamberg 
die Bewilligung einer Verlängerung der La-
denöffnungszeiten im Innenstadtbereich für 
Samstag, den 09.12.2023, bis 23:00 Uhr. 
Begründet wurde der Antrag im Wesentli-
chen mit dem erwarteten erhöhten Besu-
cheraufkommen anlässlich der Veranstaltung 
„Weihnachtliches Bamberg“ mit überregio-
naler Ausprägung und dem Vorliegen eines 
öffentlichen Interesses. 
Die Stadt Bamberg führte hierzu aus, dass 
unter dem Motto „Weihnachtliches Bam-
berg“ traditionell Kulturveranstaltungen, tou-
ristische Attraktionen, Stadt-/Themenführun-
gen sowie der Bamberger Weihnachtsmarkt 
stattfinden sollen. 
Insbesondere am 3. Adventssamstag 
(09.12.2023) soll mit Veranstaltungen und 
Aktionen im Rahmen des Bamberger Kultur-
programms eine Belebung der Innenstadt 
bis in die Nachtstunden hinein erreicht 
werden. Aufgrund der hohen Anzahl von 
Veranstaltungen, Darbietungen und Märkten 

entlang des „Bamberger Weihnachtswegs“ 
werde wieder ein großer Besucherandrang, 
insbesondere aus dem Landkreis bzw. dem 
Umland von Bamberg, in der Bamberger In-
nenstadt erwartet. 

II.
1.	Die Regierung von Oberfranken ist nach

§ 23 Abs. 1 Satz 3 LadSchlG i.V.m. § 1
Abs. 1 Satz 1 der Verordnung über gewer-
beaufsichtliche Zuständigkeiten (ZustV-GA)
und Nr. 8.4 der Anlage zur ZustV-GA für
die Bewilligung der Ausnahme nach § 23
Abs. 1 Satz 1 LadSchlG zuständig, da der
Anlass für die Bewilligung auf den Regie-
rungsbezirk begrenzt ist.

2.	Dem Ersuchen der Stadt Bamberg auf Er-
teilung einer Ausnahmebewilligung nach
§ 23 Abs. 1 Satz 1 LadSchlG wird stattge-
geben.
Abweichend von § 3 Satz 1 Nr. 2 LadSchlG
müssen alle Verkaufsstellen innerhalb der
Markierung im beigefügten Lageplan am
Samstag, den 09.12.2023, bis 6:00 Uhr
und ab 23:00 Uhr für den geschäftlichen
Verkehr mit Kunden geschlossen sein.

Es besteht ein öffentliches Interesse zur 
Bewilligung der Ausnahme, da im Hinblick 
auf die Veranstaltung „Weihnachtliches 
Bamberg“ am 09.12.2023 ein über das 
normale Maß hinausgehender Besucher-
andrang zu erwarten ist. Eine Verkürzung 
des Ladenschlusses von 20:00 Uhr auf 
23:00 Uhr ist deshalb zur Versorgung ei-
ner größeren Menschenmenge dringend 
nötig. Ausnahmsweise wird daher befristet 
eine von der gesetz-lichen Regelung des  
§ 3 Satz 1 Nr. 2 LadSchlG abweichende
Öffnungszeit bewilligt.

3.	Das Verfahren ist nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2,
Art. 4 Satz 1 Nr. 2 Kostengesetz (KG) kos-
tenfrei.

Hinweise:
1.	Durch die Bewilligung in Ziffer 1 dieses Be-

scheides werden die gesetzlichen bzw. ta-
riflichen Bestimmungen über die zulässige
Arbeitszeit nicht berührt. Insbesondere die
Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes, des
Jugendarbeitsschutzgesetzes sowie des
Mutterschutzgesetzes sind einzuhalten.
Den Arbeitnehmern ist ein angemessener

Freizeitausgleich zu gewähren.

2.	Die Bewilligung in Ziffer 1 dieses Beschei-
des kann jederzeit widerrufen werden
(§ 23 Abs. 1 Satz 2 LadSchlG).

3.	Die Bewilligung in Ziffer 1 dieses Beschei-
des erledigt sich, wenn die anlassgebende
Veranstaltung „Weihnachtliches Bamberg“
am 09.12.2023 nicht stattfindet
(Art. 43 Abs. 2 BayVwVfG).

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb ei-
nes Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage bei dem  

Bayer. Verwaltungsgericht in Bayreuth, 
Postfachanschrift:  
Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth,  
Hausanschrift:  
Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth, 

erhoben werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schrift-
lich, zur Niederschrift oder elektronisch in 
einer für den Schriftformersatz zugelas-
senen Form möglich. Die Einlegung eines 
Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen. 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO 
genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren 
vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig, 
sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.  
Zingler   
Oberregierungsrat
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Baugenehmigung gemäss Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayer. Bauordnung (BayBO)

Bauordnungsamt der Stadt Bamberg
Untere Sandstraße 34
96049 Bamberg

Für Sie zuständig:
Frau Krohn
Zi. 102, Tel.Nr. 0951 / 87 - 1669
Telefax 0951 / 87 - 1914
Az.: 3/16

Vorhaben:
Umbau und Nutzungsänderung von Woh-
nungen im 2. - 6.OG zu Stadtappartements

Grundstücke:
Bamberg, Schützenstr. 23
Gemarkung Bamberg, Flurstück-Nr. 3111

Bauherr:
EM Immobilien GmbH & Co KG
Vertr. durch Herrn Horst - Peter Müller

Baugenehmigung nach Art. 68 BayBO

1. Im Vollzug der Bayer. Bauordnung (Bay-
BO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14.08.2007 (GVBl S. 588) mit den
jeweiligen Änderungen wird für das o.g.
Bauvorhaben die nach Art. 68 BayBO er-
forderliche

BAUGENEHMIGUNG

im vereinfachten Genehmigungsverfah-
ren nach Art. 59 BayBO auf Grundlage 
der beiliegenden geprüften Bauvorlagen 
erteilt.  
Die mit dem Genehmigungsvermerk ver-
sehenen Bauvorlagen und die Beilagen 
sind Bestandteile dieser Baugenehmi-
gung.

2. Nachbarn haben dem Bauvorhaben nicht
zugestimmt. Schriftli-che Einwendungen
sind bekannt. Die Genehmigung wird ge-

mäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO öffent-
lich bekannt gemacht.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb ei-
nes Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth
Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 
Bayreuth,
Hausanschrift: Friedrichstraße 16, 95444 
Bayreuth.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs ist schrift-
lich, zur Niederschrift oder elektronisch in 
einer für den Schriftformersatz zugelassenen 
Form möglich. 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfa-
cher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! 
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Ab dem 01.01.2022 muss der in § 55d 
VwGO genannte Personenkreis Klagen 
grundsätzlich elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren 
vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens können im Bauordnungsamt 
der Stadt Bamberg, Untere Sandstr. 34 
(Zugang vom Leinritt), Zi. 102,
Montag – Freitag von 08.00 – 12.00 
Uhr und nach telefonischer Vereinba-
rung eingesehen werden.

BEKANNTMACHUNG 
Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bamberg zur Regelung von 
Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts (Ortssatzung)
vom 10. Oktober 2023

Die Stadt Bamberg erlässt aufgrund der Art. 
20a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, 23, 32, 33, 
34 Abs. 2 und 4, 35 Abs. 1 Satz 2, 40, 41, 
88 und 103 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. 
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert
durch die §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24. Juli 
2023 (GVBl. S. 385), folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung der Stadt Bamberg zur Regelung 
von Fragen des örtlichen Gemeindeverfas-
sungsrechts vom 

5. April 2022 (Amtsblatt der Stadt Bamberg
vom 08.04.2022 Nr. 6), zuletzt geändert am
06.12.2022 (Amtsblatt der Stadt Bamberg
vom 16.12.2022, Nr. 23) wird wie folgt ge-
ändert:

§ 3 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Personen, die in einem eigenen Haus-
stand mindestens einen Angehörigen zu ver-
sorgen haben, erhalten auf Antrag für jede 
angefangene Stunde Sitzungsdauer eine Ent-
schädigung in Höhe von 18,00 €. Dies gilt 
nicht für Fraktionssitzungen. Ein Anspruch 
auf Entschädigung entsteht nur, soweit eine 
Pflicht zur Sitzungsteilnahme besteht.

§ 2

Diese Satzung tritt am 01. August 2023 in 
Kraft.“

Bamberg, 10.10.2023
STADT BAMBERG

Andreas Starke
Oberbürgermeister

BEKANNTMACHUNG 
Jahresabschluss des Bamberg Service - Eigenbetrieb der Stadt Bamberg 
(vormals: Bamberger Service Betriebe) für das Jahr 2022

Auf Empfehlung des Bau- und Werksena-
tes hat der Stadtrat in seiner Sitzung vom 
26.07.2023 den Jahresabschluss 2022
mit einer Bilanzsumme zum 31.12.2022 von 
163.847.637,32 EUR
und einem Jahresüberschuss von 
2.474.631,60 EUR festgestellt.
Der Jahresüberschuss in Höhe von 
2.474.631,60 EUR ist wie folgt zu behan-
deln:
• Gewinnvortrag in Höhe von
2.474.631,60 EUR.

Die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft hat folgenden 

uneingeschränk-ten Bestätigungsvermerk 
erteilt:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNAB-
HÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS
An den Bamberg Service - Eigenbetrieb der 
Stadt Bamberg (vormals Bamberger Service 
Betriebe), Bamberg

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES 
JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGE-
BERICHTS
Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss des Bamberg 
Service - Eigenbetrieb der Stadt Bamberg 

(vormals Bamberger Service Betriebe), Bam-
berg, – bestehend aus der Bilanz zum 31. 
Dezember 2022 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
– geprüft.

Darüber hinaus haben wir den Lagebericht 
des Bamberg Service - Eigenbetrieb der Stadt 
Bamberg (vormals Bamberger Service Betrie-
be) für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2022 geprüft.
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und
vermittelt unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens- und
Finanzlage der Gesellschaft zum 31.
Dezember 2022 sowie ihrer Ertragslage
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2022 und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht
insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht
in Einklang mit dem Jahresab-schluss,
entspricht den deutschen gesetzlichen
Vorschriften und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären 
wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-
dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts ge-
führt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vor-
schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. 
Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig 
in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns er-
langten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 
der den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen falschen Darstellungen 
aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. 
Manipulationen der Rechnungslegung und 
Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 
mit der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit, sofern einschlägig, anzugeben.  
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, 
auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des Lage-
berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Gesellschaft vermittelt so-
wie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften ent-spricht 
und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Sys-
teme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-
möglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicher-
heit darüber zu erlangen, ob der Jahres-
abschluss als Ganzes frei von wesentlichen 
falschen Darstellungen aufgrund von dolo-
sen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt, sowie einen Bestätigungsver-
merk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 

Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus dolosen 
Handlungen oder Irrtümern resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und La-
geberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemä-
ßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-
sche Grundhaltung. Darüber hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risi-
ken wesentlicher falscher Darstellungen
im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise,
die ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu
dienen.
Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen
resultierende wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, ist hö-
her als das Risiko, dass aus Irrtümern re-
sultierende wesentliche falsche Darstellun-
gen nicht aufgedeckt werden, da dolose
Handlungen kollusives Zusammenwirken,
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständig-
keiten, irreführende Darstellungen bzw.
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen
beinhalten können.

• gewinnen wir ein Verständnis von dem
für die Prüfung des Jahresabschlusses
relevanten internen Kontrollsystem und
den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen,
um Prüfungshandlungen zu planen, die
unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel,
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser
Systeme der Gesellschaft abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden
sowie die Vertretbarkeit der von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten
geschätzten Werte und damit zusammen-
hängenden Angaben.

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit
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im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazuge-
hörigen Angaben im Jahresabschluss und 
im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemessen 
sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft 
ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann.

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt
einschließlich der Angaben sowie ob der
Jahresabschluss die zugrunde liegen-
den Geschäftsvorfälle und Ereignisse so
darstellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze
ordnungsmäßi-ger Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

• beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage der Gesell-
schaft.

• führen wir Prüfungshandlungen zu den
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben
im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachwei-se
vollziehen wir dabei insbesondere die den
zukunftsorientierten Angaben von den
gesetzlichen Vertretern zugrunde geleg-
ten bedeutsamen Annahmen nach und
beurteilen die sachgerechte Ableitung der
zukunftsorientierten Angaben aus diesen
Annahmen.
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den
zukunftsorientierten Angaben sowie
zu den zugrunde liegenden Annahmen
geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebli-
ches unvermeidbares Risiko, dass künftige
Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den ge-
planten Umfang und die Zeitplanung der 
Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen.

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE 
RECHTLICHE ANFORDERUNGEN

Vermerk über die Prüfung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebs nach § 25 Abs. 2 Satz 3 EBV Bay
Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2021 befasst. Gemäß 
§ 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV Bay haben wir in
dem Bestätigungsvermerk auf unsere Tätig-
keit einzugehen.
Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten
sind wir zu der Auffassung gelangt, dass uns
keine Sachverhalte bekannt geworden sind,
die zu wesentlichen Beanstandungen der
wirtschaftlichen Verhält-nisse des Eigenbe-
triebs Anlass geben.

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwort-
lich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Eigenbetriebs sowie für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als 
notwendig erachtet haben.

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend 
dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstat-
tung über die Erweiterung der Abschlussprü-
fung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragen-
kreise 11 bis 16, durchgeführt.
Unsere Verantwortung nach diesen Grund-
sätzen ist es, anhand der Beantwortung der 
Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu würdi-
gen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu 
wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. 
Dabei ist es nicht Aufgabe des Abschlussprü-
fers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Ent-
scheidungen der gesetzlichen Vertreter und 
die Geschäftspolitik zu beurteilen.

Nürnberg, den 26. Juni 2023
PricewaterhouseCoopers GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Kerstin Krauß	 ppa. Katrin Bock
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüferin“

Der Jahresabschluss liegt vom 23.10.2023 
bis 03.11.2023 im 
Bamberg Service, 
Zimmer 309, Margaretendamm 40, 
zu den üblichen Bürozeiten öffentlich aus.

Bamberg, 20. Oktober 2023

Bamberg Service  
- Eigenbetrieb der Stadt Bamberg
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MUSEEN DER STADT BAMBERG
museum.bamberg.de

S Stiftung der Sparkasse Bamberg
zur Förderung von Kunst, Kultur und Denkmalpflege

28. 04. bis
26. 11. 2023
Di – So und feiertags  

10 – 18 Uhr

Sammlung Ludwig  
Bamberg  
Altes Rathaus 

Essen zwischen  
Schein und Sein

MUSEEN  DER  STADT  BAMBERG

museum.bamberg.deS Stiftung der Sparkasse Bamberg
zur Förderung von Kunst, Kultur und Denkmalpflege
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